
Bundessozialgericht

—14 RA 98/75 -

Verkündet

am 45.Juni 4976

Hanisch

RegHauptsekretär
als Urk.Beamter
der Gesch.3telle

I m N a m e n d e s V o 1 k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

‚poooowoooooooco.......oocoooooooo-ooooooooooo,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:

oo..O..D.....IOOOI.0.000......OOOCOOOCOODOOOCO’

g e g e n

count...-onocoooo.uo.....ooooooooooooocooooooo,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 44. Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 45. Juni 4976

durch den Vorsitzenden Richter Dr. B u s s ,
die Richter Dr. Z‘i m m e r und
G e i g e r - N i e t s c h und die ehrenamt—

lichen Richter D e m b o‘w s k i und

Dr. L i n d e ‘
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts für das Land

Nordrhein-Westfalen vom 4. Juni 4975 aufgeho—

ben, soweit die Beklagte verurteilt worden ist,

das vorgezogene Altersruhegeld der Klägerin

neu zu berechnen.

Die Klage gegen den Bescheid der Beklagten

vom 40. September 4974 wird abgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits

sind nicht zu erstatten.
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Die Beklagte gewährte der Klägerin mit Bescheid vom
15. August 1968 eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit; mit

Bescheid vom 31. Januar 1972 wandelte sie diese in eine

Rente wegen Berufsunfähigkeit um. Bei der Berechnung wurde

die Zeit von September 1955 bis Dezember 1942 nicht als

Ausfallzeit (i.S. des 5 56 Abs. 4 Nr. 4 Angestellten-
versicherungsgesetz —AVG—) berücksichtigt. Beide Bescheide

sind bindend geworden.

Am 50. November 1972 beantragte die Klägerin eine Neu—

feststellung ihrer Rente mit dem Ziele einer Anrechnung

der vorgenannten Zeit, wobei sie geltend machte, damals

an Wirbeltuberkulose erkrankt und pflegebedürftig gewesen

zu sein. Die Beklagte lehnte eine Neufeststellung ab,

weil nicht Arbeitsunfähigkeit, sondern Erwerbsunfähigkeit

vorgelegen habe. Der nach erfolglosem Widerspruch erhobenen

Klage gab das Sozialgericht (SG) statt. Die Beklagte legte

dagegen Berufung ein, berechnete sodann die Rente unter

Anrechnung anderer Zeiten zu Gunsten der Klägerin neu

und wandelte sie durch Bescheid vom 10. September 1974 in

ein vorgezogenes Altersruhegeld um.

Das Landessozialgericht (LSG) wies die Klage gegen die
Ablehnung der Neufeststellung ab; es verurteilte die

Beklagte jedoch unter teilweiser Aufhebung des Bescheides

vom 10. September 1974, die Zeit vom 1. Oktober 1955 bis

50. September 1942 beim vorgezogenen Altersruhegeld als

Ausfallzeit anzurechnen. Zum letzteren ist in der Begründung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


ausgeführt, daß der Bescheid vom 40. September 4974 nach

5 96 Sozialgerichtsgesetz (SGG) Gegenstand des Verfahrens

geworden sei und unbeschränkter Nachprüfung unterliege. Die

Voraussetzungen des @ 56 Abs. 4 Nr. 4, Abs. 3 AVG seien
erfüllt. Daß neben der Arbeitsunfähigkeit auch Invalidität

und Berufsunfähigkeit vorgelegen habe, gereiche der Klägerin

nicht zum Nachteil.

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Beklagte

Aufhebung des angefochtenen Urteils

und Klageabweisung.

Sie rügt eine Verletzung von 5 56 Abs. 4 Nr. 4 AVG. Für eine

Anrechnung der geltend gemachten Zeit sei kein Raum, da die

Klägerin wegen Invalidität und Berufsunfähigkeit keine wirk—

samen Beiträge habe entrichten können.

Die Klägerin beantragt

Zurückweisung der Revision.

II

Die Revision ist begründet.

Das LSG ist zu Recht davon ausgegangen, daß der Bescheid vom
10. september 4974 nach 5 96 SGG Gegenstand des Verfahrens

geworden ist. Dieser Bescheid konnte den bisherigen Streit—

stoff beeinflussen (vgl. SozR Nr. 22 zu 5 96 SGG), weil
schon zuvor, wenn auch nur im Rahmen des @ 79-AVG, streitig

_ 4 _
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war, ob die Beklagte die Anrechnung der Zeit von September

4955 bis Dezember 4942 als Ausfallzeit ablehnen durfte

(vgl. auch Urteil des 4. Senats vom 27. März 4974 — SozR 2200

5 4256 Nr. 4 —).

Die Klägerin hat jedoch keinen Anspruch auf eine renten-

steigernde Anrechnung dieser Zeit. Nach 5 36 Abs. 4 Nr. 4 AVG
sind Zeiten, in denen eine versicherungspflichtige Beschäf—

tigung durch eine infolge Krankheit bedingte Arbeitsunfähig—

keit mindestens einen Monat unterbrochen worden ist, Ausfall—

zeiten. Die Ausfallzeiten dienen ebenso wie die Ersatzzeiten

(@ 28 AVG) dem Ausgleich von rentenversicherungsrechtlichen
Nachteilen, die durch Unterbrechung der Beitragsleistung

entstanden sind; sie sollen, wie zuletzt der Große Senat des

Bundessozialgerichts (BSG) wieder dargelegt hat (Beschluß vom
9. Dezember 4975, GS 4/75), den Versicherten vor Nachteilen

schützen, die dadurch eintreten, daß er durch bestimmte in

seiner Person liegende Umstände gehindert war, Pflicht-

beiträge zu leisten, die er sonst geleistet hätte. Für eine

Anrechnung ist daher, jedenfalls soweit es sich um die

Ausfallzeit nach 5 56 Abs. 4 Nr. 4 AVG handelt, kein Raum,

wenn wegen des Bestehens von Versicherungsfreiheit eine

Beitragszeit überhaupt nicht zurückgelegt werden konnte

(BSG 29, 77 [ED ;7). Dies hat das LSG nicht beachtet. Zu
den Ersatzzeiten hat das BSG schon entschieden, daß Zeiten,

in denen dem Versicherten die Entrichtung von Beiträgen

aus rechtlichen Gründen nicht möglich war, keine Ersatz—

zeiten sein können (vgl. SozR 2200 5 4254 Nr. 6 mit weite—

ren Nachweisen). Für Ausfallzeiten nach 5 56 Abs. 4 Nr. 4
AVG kann nichts anderes gelten. Es wäre auch kein Grund

ersichtlich, warum Zeiten krankheitsbedingter Arbeits—

unfähigkeit trotz rechtlicher Unmöglichkeit der Beitrags-

leistung als Ausfallzeiten anrechenbar sein sollten, als

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Ersatzzeiten (@ 28 Abs. 1 Nr. 1, 4, 6 AVG) dagegen nicht
(vgl. SozR aaO). Hat nicht die krankheitsbedingte Arbeits—

unfähigkeit, sondern ein gesetzlicher Ausschluß der Beitrags—

entrichtung zum Beitragsausfall geführt, so fehlt es an
einem zureichenden Anlaß dafür, die in Betracht kommende Zeit

anzurechnen, es sei denn, daß sich aus anderen Vorschriften
(vgl. insbesondere die 55 56 Abs. 1 Nr. 5, 6, 5? AVG) ein

anderes ergibt.

Nach den Feststellungen des LSG war die Klägerin während der

streitigen Zeit nicht nur arbeitsunfähig, sondern darüber

hinaus berufsunfähig (@ 2? AVG aF) und invalide. Sie war
damit versicherungsfrei (55 4256 Abs. 4 EVO aF, 45 Abs. 4 AVG
aF), d.h. zur Entrichtung wirksamer Pflichtbeiträge nicht im-

stande, überdies auch zur Entrichtung freiwilliger Beiträge

nicht berechtigt (55 1445 EVO aF, 190 AVG aF). Der sich daraus

ergebenden Folgerung, daß deshalb keine Ausfallzeit nach
5 56 Abs. 1 Nr. 1 AVG vorliegen kann, steht nicht entgegen,
daß Arbeitsunfähigkeit, Invalidität und Berufsunfähigkeit

durch dieselbe Krankheit bedingt waren. Denn nicht die Krank—

heit selbst, sondern die durch sie ausgelöste Arbeitsunfähig—

keit begründet eine Ausfallzeit. Die Arbeitsun£ähigkeit ist

aber ein von der Invalidität wie der Berufsunfähigkeit ver-

schiedener Tatbestand und keineswegs immer mit einer auf

derselben medizinischen Ursache beruhenden Invalidität oder

Berufsunfähigkeit verbunden. Zeiten der InValidität oder der

Berufsunfähigkeit sind aber nach dem Willen des Gesetzgebers

nur unter der — hier nicht gegebenen — Voraussetzung eines

gleichzeitigen Rentenbezuges vor dem 55. Lebensjahr Ausfall—

zeiten (@ 56 Abs. 4 Nrn. 5, 6 AVG).

Ob — wie der 4. Senat in einem vergleichbaren Fall angenommen

hat (Urteil vom 18. September 4975 - 4 RJ 505/74 —) —
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eine Anrechnung der Ausfallzeit auch daran scheitern müßte,

daß es sich nicht um eine "vorübergehende" Arbeitsunfähigkeit

gehandelt hatte, kann dahingestellt bleiben.

Nach alledem war der Revision stattzugeben und in der

Sache zu entscheiden (5 470 Abs. 2 Satz 1 SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.

Dr. Buss Geiger—Nietsch Dr. Zimmer
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